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Die Schweiz zählt bei Femiziden
zu Europas Spitzenreitern
Die Täter werden älter, sind öfter Ausländer und haben Suchtprobleme

JULIA MONN

Noch nie wurden in der Schweiz seit Be-
ginn der vergleichbaren Erhebungen so
viele Frauen und Mädchen getötet wie
im letzten Jahr. Das macht die Polizei-
liche Kriminalitätsstatistik (PKS), die
AnfangWoche veröffentlicht wurde, offi-
ziell.Die Gesamtzahl derTötungsdelikte
steigt. Ein wesentlicher Teil davon sind
Femizide, die mit 25 Opfern inzwischen
rund die Hälfte aller Fälle ausmachen.

In vielen europäischen Statisti-
ken gelten Femizide als Tötungen von
Frauen durch Partner, Ex-Partner oder
enge männliche Familienangehörige. In
der Schweiz nehmen diese Fälle zu, ins-
besondere jene, bei denen der Täter ein
ehemaliger oder aktueller Partner ist.

Das Bild ändert sich auch nicht,
wenn man das Bevölkerungswachs-
tum mit einbezieht. 2009 lag die Zahl
der Femizide in der Schweiz bei rund
0,4 pro 100 000 Frauen, davon 0,2 in
(Ex-)Partnerschaften. 2025 sind es be-
reits 0,6 – zwei Drittel davon in (Ex-)
Partnerschaften.ZumVergleich: In Spa-
nien, wo monatlich Daten erhoben wer-
den, lag die Rate im vergangenen Jahr
bei 0,25 pro 100 000 Frauen.

Für viele andere europäische Länder
liegen vergleichbare Daten zuletzt für
2023 vor. Doch auch diese zeigen, dass
die Schweiz im europäischen Vergleich
zu den Ländern mit hohen Raten zählt.

Viele zwischen 40 und 60 Jahren

Besonders auffällig ist die Altersvertei-
lung von Tätern und Opfern. Die Fälle
häufen sich in mittleren und höheren
Altersgruppen. Die meisten Täter und
ihre Opfer waren zwischen 40 und 60
Jahre alt. In diese Lebensphase fallen
Familiengründungen, aber auchTrennun-
gen und Scheidungen.Letztere gelten als
Hochrisikofaktoren für tödliche Gewalt
in Partnerschaften, wie Studien zeigen.

Doch nicht nur in der Lebensmitte
steigt die Zahl der Tötungen. Seit 2021
sind zunehmend über 60-jährige Frauen
betroffen,während die Zahlen bei unter
15-Jährigen sinken. Zuvor waren wäh-
rend der Pandemiejahre 2020 und 2021
häufiger Kinder unter 10 Jahren von en-
gen männlichen Familienangehörigen
getötet worden.

Auffällig ist auch ein sprunghafter
Anstieg bei älteren Tätern: Sechs waren
2025 über 70 Jahre alt, doppelt so viele
wie noch 2021. Neben dem Alter zeigt
auch die Herkunft der Täter deutliche
Unterschiede: In absoluten Zahlen stel-

len Schweizer in den meisten Jahren die
Mehrheit der Beschuldigten. Auslän-
dische Täter gehören derweil überwie-
gend zur ständigen Wohnbevölkerung,
nur ein kleiner Teil sind Asylsuchende.
Eine Ausnahme bildet das erste Pande-
miejahr 2020. Damals verübten mehr
Ausländer als Schweizer einen Femizid.

Setzt man die Zahlen jedoch ins Ver-
hältnis zur Bevölkerung von Schweizern
und Ausländern, zeigt sich ein differen-
zierteres Bild: Die Rate liegt bei aus-
ländischen Tätern meist über jener der
Schweizer, schwankt jedoch stark. Die
Unterschiede sind damit weniger kon-
stant, als einzelne Jahre vermuten lassen.
Allerdings lag die Zahl der mutmass-
lichen ausländischen Täter nur 2024 tie-
fer als jene der Schweizer.

Probleme forcieren Gewalt

Auch in anderen europäischen Ländern
zeigt sich: Frauen mit Migrationshinter-
grund sind oft stärker gefährdet. Sie sind
häufiger finanziell abhängig und sozial
isoliert. Besonders dann, wenn sie in tra-

ditionellen, patriarchalen Gemeinschaf-
ten leben, in denenMännlichkeit verherr-
licht wird und Frauen abgewertet werden.

Weitere Risikofaktoren hat das Bun-
desamt für Statistik im Rahmen einer
Zusatzerhebung zur PKS für die Jahre
2019 bis 2023 eruiert.Dabei untersuchte
es, welche persönlichen Umstände bei
den mutmasslichen Tätern gehäuft vor-
kommen. Es zeigt sich, dass Täter häu-
figAlkohol,Drogen oder Medikamente
konsumieren, finanzielle Probleme
haben oder an psychischen Erkrankun-
gen leiden. Viele werden schon vor der
Tat gewalttätig – teilweise so weit, dass
die Polizei eingreift oder Anzeigen fol-
gen. Zudem versuchen sie oft, die be-
troffenen Frauen zu kontrollieren und
zu dominieren. Oft dauert die Gewalt
lange an, bevor Behörden eingreifen
können, wenn überhaupt.

Missbrauch lange vor der Tat

Tötungsdelikte sind nur die Spitze des
Eisbergs. Sie sind die höchste Eskala-
tionsstufe einer Gewaltspirale, die oft
Jahre zuvor beginnt und sich in den letz-
ten sechzehn Jahren verstärkt hat. Fälle
häuslicher Gewalt haben seit 2009 um
rund 20 Prozent zugenommen.

Im häuslichen Bereich überwie-
gen Tätlichkeiten, Drohungen und Be-
schimpfungen. Die Delikte umfassen
Verletzung ohne langfristige Folgen bis
zu Spuckattacken und Ohrfeigen. Da-
nach folgen einfache Körperverletzun-
gen und Nötigungen:Täter sperren ihre
Opfer beispielsweise ein, schlagen sie,
Platzwunden sind sichtbar.

Gleichzeitig zeigt sich auch bei Ge-
waltdelikten jenseits vonTötungen, dass
diese häufiger von ausländischenTätern
verübt werden. Etwa die Hälfte der
Straftaten im häuslichen Bereich geht
auf die ständige ausländische Wohn-
bevölkerung zurück, jede zehnte auf
illegaleAufenthalter undAsylsuchende.

Hier endet dieAussagekraft der Poli-
zeilichen Kriminalitätsstatistik. Detail-
lierte Angaben zu Herkunftsländern,
Religion,Einkommensklassen oder per-
sönlichenUmständen fehlen,da sie nicht
systematisch erhoben werden.Das Bun-
desamt für Statistik begründet dies mit
Daten- und Persönlichkeitsschutz. Und
damit, dass sich solche Daten nur be-
grenzt erfassen lassen. Eine erneute Zu-
satzerhebung, wie sie für die Jahre 2019
bis 2023 durchgeführt wurde, ist derzeit
nicht geplant. Der Aufwand, diese jähr-
lich zu erheben, sei schlicht zu hoch, er-
klärt das BfS auf Anfrage.

Gemessen an der Bevölkerung ist die Rate bei ausländischen Tätern höher
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«Wir brauchen
neue Instrumente
bei der
Prävention.»

Bettina Balmer
Präsidentin
der FDP-FrauenPD

ILLUSTRATION JASMIN HEGETSCHWEILER / NZZ

«Die Härtefallklausel wird bei Tätern zu oft angewendet»
Bettina Balmer, Präsidentin der FDP-Frauen, fordert mehr Repression bei häuslicher Gewalt

Frau Balmer, ist die Schweiz noch ein
sicheres Land?
Bettina Balmer: Nicht so, wie sie es sein
sollte. Mir gefallen die Zahlen der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik überhaupt
nicht. Erstens nimmt die Gewalt tat-
sächlich zu, das ist beunruhigend. Ich
sehe das auch als Ärztin im Spital.
Selbst bei Kindern nehmen die Miss-
handlungen zu. Zweitens ist es so, dass
sich die Menschen zum Glück mehr
trauen, Straftaten zur Anzeige zu brin-
gen. Die Dunkelziffer war früher ver-
mutlich höher. Aber wir können noch
nicht zufrieden sein.

Die Gewaltstraftaten nehmen nicht nur im
öffentlichen Raum zu, sondern vor allem
zu Hause. Und sie betreffen vor allem
Frauen. Das ist doch nicht akzeptabel.
Das ist so, und dagegen müssen wir vor-
gehen. Die Linke will das Problem mit
mehr Geld lösen und mit dem Fokus
auf Prävention. Die SP hat das Gefühl:
Wir fordern 500Millionen Franken zum
Schutz der Frauen, stärken die Präven-

tion, und damit werde das Problem ge-
löst. Das ist erstens sehr viel Geld und
zweitens blendet die SP einen Teil der
Realität aus. Deswegen werden wir
FDP-Frauen bald ein Strategiepapier
zumThema vorlegen.

Was fordern Sie konkret?
Neben Prävention brauchen wir wirksa-
menOpferschutz, aber auch Repression.

Die Täter sind überproportional oft
Ausländer.
Genau. Ich bin derMeinung,dassGewalt-
täter konsequentermit Sanktionen belegt
werdenmüssen. Ist es einAusländer, stellt
häusliche Gewalt auch einen Grund dar,
die Aufenthalts- oder Niederlassungs-
bewilligung zu widerrufen, die Verlänge-
rung zu verweigern oder ein Einreisever-
bot zu prüfen. Die Härtefallklausel wird
bei Tätern zu oft angewendet.

Das ist auch das, was die SVP sagt.
Und da hat sie auch recht. Aber die
SVP begnügt sich mit Repression. Da-

mit werden wir der Lage nicht gerecht.
Wir brauchen auch neue Instrumente
bei der Prävention.Armut, soziale Isola-
tion und geringes Selbstwertgefühl sind
Risikofaktoren für häusliche Gewalt, bei
Schweizern undAusländern.Ein Migra-
tionshintergrund erhöht das statistische
Risiko für häusliche Gewalt aufgrund
von Folgebelastungen sowie geringeren
Ressourcen bei Bildung, Einkommen,
Erwerbsbeteiligung oder Sprachkennt-
nissen. Umso wichtiger ist eine gute
Integration.Wir dürfen vonAusländern
erwarten, dass sie sich anpassen.Gewalt
ist in der Schweiz kein legitimes Mittel
zur Konfliktlösung.

Man hat nicht den Eindruck, dass die
Schweiz viel von ihren Zuzügern erwartet.
Ja, es reicht nicht, einfach eine App an-
zubieten, die Tipps gibt, wie man sich
integriert.Oder wie man sich einer Frau
gegenüber verhält.

Was wären griffigere Instrumente?
Wir sollten das spanische Modell ge-
nau anschauen.Dieses umfasst mehrere
interessante Dinge. Integration ist wich-
tig, aber eben auch Repression. Bei-
spielsweise bekommenTäter eine Fuss-
fessel. Damit sie sich den Opfern nicht
mehr unbemerkt nähern können – das
passiert bei uns noch viel zu oft. Über-
zeugend finde ich auch das System der
Forensic Nurses, also Krankenschwes-
tern, die auf Opfer von häuslicher Ge-
walt spezialisiert sind. Diese sind nicht
nur fachlich sehr gut ausgebildet, son-
dern wissen auch, wie mit Betroffenen
umzugehen ist.

Doch diese Forensic Nurses kennt nie-
mand, oder?

Offenbar kennt man sie viel zu wenig.
Frauen müssen wissen: Da gibt es Men-
schen, denen man auch in einer schlim-
men Lage vertrauen kann. Das ist wich-
tig, weil die Spuren, beispielsweise nach
einer Vergewaltigung, nicht lange nach-
weisbar sind.Die Zeit drängt,wennman
den Täter identifizieren will.

Das klingt alles gut. Sind diese Elemente
des spanischen Modells überhaupt rea-
listisch – sprich: finanzierbar?
Ich habe Respekt vor den Kosten. Wir
müssen den Preis kennen und dann
so viel ausgeben, wie effektiv nötig ist.
Fussfesseln wären wohl schon finanzier-
bar.Auch mehr Frauenhäuser sind realis-
tisch. Die 23 Häuser, die es derzeit gibt,
kosten schweizweit laut Schätzungen zu-
sammen etwa 10 Millionen Franken. Da
könnten zusätzliche Finanzierungen mit-
tels öffentlich-privater Partnerschaften
interessant sein, auch könnte die Poli-
tik die Unterstützung verdoppeln – und
hätte schon einmal etwas erreicht.

Interview: Sebastian Briellmann


